
 
 

Regierungsratsbeschluss vom 24. Mai 2022  

 
 Nr. 2022/830  

 

Anpassung der Zustellungsregelung im kantonalen Verfahrensrecht; Änderungen im 
Verwaltungsrechtspflegegesetz und im Steuergesetz  
Inkraftsetzung 
  

1. Erwägungen 

1.1 Der Kantonsrat hat am 6. Juli 2021 Anpassungen bei der Zustellungsregelung im 
kantonalen Verfahrensrecht, umfassend Änderungen im Verwaltungsrechtspflegegesetz 
und im Steuergesetz (KRB Nr. RG 0255/2020), beschlossen. Die Referendumsfrist gegen 
diese Änderungen ist am 22. Oktober 2021 unbenutzt abgelaufen. Diese Änderungen 
können deshalb auf den 1. Juli 2022 in Kraft gesetzt werden. 

1.2 Die Inkraftsetzung der Verordnung über die Form der Zustellung in Verwaltungssachen 
vom 21. Dezember 2021 und der gleichentags beschlossenen Änderung der 
Vollzugsverordnung zum Gesetz über die Staats- und Gemeindesteuern (RRB Nr. 
2021/1932) auf denselben Zeitpunkt erfolgt mit separatem Regierungsratsbeschluss. 

2. Beschluss 

Gestützt auf Ziffer IV. des Kantonsratsbeschlusses Nr. RG 0255/2020 vom 6. Juli 2021 wird be-
schlossen: 

Auf den 1. Juli 2022 treten in Kraft: Die Änderungen im Verwaltungsrechtspflegegesetz und im 
Steuergesetz vom 6. Juli 2021 (KRB Nr. RG 0255/2020). 

Andreas Eng 
Staatsschreiber 

  

Verteiler 

Staatskanzlei, Legistik und Justiz (4) 
Staatskanzlei (4; eng, rol, ett, jol) 
Departemente (5; je 1) 
Amtsblatt 
GS, BGS 


